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Unterrichtung 

durch den Bundesrechnungshof 


Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 99 der Bundeshaushaltsordnung zum 
Arbeitsförderungsbericht der Bundesregierung (Drudcsadie 7/403) 

1. Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten des Bundes nach § 239 AFG über den Umfang der Förde- 
rung der beruflichen Bildung und der Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen für ältere Arbeitnehmer sowie über die finan- 
ziellen Aufwendungen für diese Maßnahme berichtet 
(Arbeitsförderungsbericht - Drucksache 7/403). Der BRH, der 
nach § 223 Abs. 1 AFG und § 1 1 1 Abs. 1 BHO die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 
prüft und dabei die Entwicklung ihrer Finanzlage beobach- 
tet, ergänzt hiermit diese Darstellung auf Grund seiner Prü- 
fungsfeststellungen. Ein Bericht nach § 99 BHO erscheint 
ihm wegen der Eilbedürftigkeit und der Bedeutung der An- 
gelegenheit notwendig. 

2. Die Finanzlage der BA hat sich in den letzten Jahren wesent- 
lich verschlechtert, weil vor allem das 1969 in Kraft getre- 
tene AFG der BA zusätzliche und aufwendige Aufgaben auf 
dem Gebiete der beruflichen Bildung übertragen hat, ohne 
daß sie mit den hierfür nötigen Mitteln ausgestattet wurde. 

Während die BA von 1967 bis 1969 Ausgaben ohne Auf- 
tragsleistungen in Höhe von etwa 3 Mrd DM jährlich hatte, 
sind sie seit 1970 sprunghaft angestiegen. Sie betrugen 

1970 3,9 Mrd DM, 

1971 4,9 Mrd DM, 

1972 5,8 Mrd DM. 

Dagegen erzielte die BA folgende Einnahmen (einschl. der 
Erstattung von Verwaltungskosten für die Durchführung des 
Kindergeldgesetzes usw.) : 

1970 3,6 Mrd DM, 

1971 4,0 Mrd DM, 

1972 5,8 Mrd DM. 

Es haben sich in diesen Jahren folgende Defizite ergeben, 
die aus dem Vermögen der BA zu decken waren: 

1970 333 Mio DM, 

1971 895 Mio DM, 

1972 27 Mio DM. 
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Für 1973 sieht der Haushalt Emnahmen und Ausgaben in 
Höhe von 6,9 Mrd DM und eine als geringfügig zu bezeich- 
nende Abführung an die Rücklage von 53 Mio DM vor. 

Die Aufwendungen für die Förderung der beruflichen Bil- 
dung- ohne anteilige Verwaltungskosten-machten 1968 ndt 
0,18 Mrd DM nur 8 v. H. der Geldleistungen der BA aus. Ihr 
Anteil ist bis 1972 auf 1,99 Mrd DM gestiegen und betrug 
damit 44 V. H. aller Geldleistungen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die Ausgaben 
der BA für die Förderung der beruflichen Bildung nicht 
mehr in dem bisherigen Umfang erhöhen werden. Eine nor- 
male Wirtschaftsentwicklung vorausgesetzt, rechnet sie da- 
nüt, daß die BA von Jahr zu Jahr steigende Überschüsse 
erwirtschaften und die Finanzschwierigkeiten überwinden 
wird, die sich mit dem Inkreifttreten des AFG zunächst er- 
geben hatten (Arbeitsförderungsbericht, Tz. 159). 

3. Demgegenüber befürchtet der BRH, daß die Finanzlage der 
B A auch künftig bedenklich bleiben wird. 

a) Statt in einer Zeit der Hochkonjunktur ihre Rücklage zu 
erhöhen, mußte die BA sie seit dem Inkrafttreten des 
AFG wegen unvorhergesehen hoher Ausgaben abbauen. 
Sie köimte daher seit März 1971 dem gesetzlichen Auf- 
trag, arbeitsmarkt- und strukturpolitisch bedeutsame 
Vorhaben aus der Rücklage zu fördern {§ 220 Abs. 1 und 
4 AFG) , nicht mehr nachfcommen. 

Ende 1966 hätte die Rücklage der BA einen Stand von 
6,68 Mrd DM erreicht und machte damit mehr als das 
Doppelte des jährlichen Ausgabevolumens aus. Durch 
die in den Jahrön 1966 und 1967 herrschende Arbeits- 
marktlage ging sie bis Ende 1969 auf 5,95 Mrd DM zu- 
rück. Seitdem ist sie ständig weiter gesunken, weil ihr 
trotz günstigerer Arbeitsmarktläge hohe Beträge zur 
Deckimg des Defizits entnommen werden mußten. Ende 
1972 betrug sie nur noch 4,78 Mrd DM und erreichte da- 
mit noch nicht einmal zwei Drittel des für 1973 vorge- 
sehenen Ausgabevolumens. 

Eine durchgreifende Änderung der Fiiianzlage ist somit 
auch trotz der Erhöhung des Beitragshebesatzes von 1,3 
auf 1,7 V. H. des Bruttoarbeitsentgelts ab 1. Januar 1972 
und trotz gewisser Einschränkungen bei den Leistungen 
für die Förderung der beruflichen Fortbildung und Um- 
schulung im Jeihre 1972 lücht eingetreten. 

Zwar hat die Erhöhung des Beitragshebesatzes dazu bei- 
getragen, daß die Einnahmen der BA 1972 um 1,5 Mrd 
DM (d. s. 43 V. H.) gegenüber 1971 gestiegen sind. Ihr 
Defizit ist dadurch aber nicht beseitigt worden, sondern 
hat sich gegenüber den Vorjahren nur verringert. Die 
Ausgaben waren auch im Jahre 1972 höher als die Ein- 
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nahmen, so daß 27,2 Mio DM der Rücklage entnommen 
werden müßten. 

Im übrigen hat die BA im Jahre 1972 aus der erstmalig 
erhobenen Umlage nach § 186 a AFG für die produktive 
Winterbauförderung fast 282,5 Mio DM eingenommen, 
aber nur etwa 70 Mio DM ausgegeben. Der weitaus über- 
wiegende Teil der Aufwendungen für die Winterbau- 
förderung im Förderungszeitraum 1972/73 wird erst im 
Haushaltsjahr 1973 anfallen, so daß der bis Ende 1972 
noch nicht „verbrauchte" Teil der Umlage als Rückstel- 
lung für die mit Sicherheit zu erwartenden Aufwendun- 
gen angesehen werden muß. Bei dieser Betrachtungs- 
weise beträgt das Defizit im Haushaltsjahr 1972 minde- 
stens 240 Mio DM. 

b) Die Bundesregierung erwartet von der Reform der pro- 
duktiven Winterbauförderung eine wesentliche Ent- 
lastung bei den Ausgaben der BA für Schlechtwettergeld 
{Arbeitsförderungsbericht, Tz. 159). Es ist jedoch fraglich, 
ob sich diese Erwartung erfüllen wird; denn trotz des 
verhältnismäßig milden Winters 1972/73 ist die Inan- 
spruchnahme von Schlechtwettergeld nicht in allen Bun- 
desländern geringer gewesen als in den Vorjahren. Aber 
selbst wenn im Laufe der Jahre eine stärkere Entlastung 
beim Schlechtwettergeld eintreten sollte, kann davon 
keine entscheidende Entlastung der Finanzlage der BA 
erwartet werden. Auch künftig werden die Aufwendun- 
gen der BA für die Förderung des Winterbaues erheblich 
über dem Aufkommen aus der Umlage nach § 186 a AFG 
liegen. Nach der Darstellung im Arbeitsförderungs- 
bericht (Tabelle 69) betrugen die Aufwendungen 1971 
915,8 Mio DM, während für 1977 1585,2 Mio DM erwartet 
werden, von denen 978,7 Mio DM aus der Umlage ge- 
deckt werden sollen. Die BA müßte mithin immer noch 
über 600 Mio DM aus eigenen Mitteln aufbringen. 

c) Entsprechend der Auffassung der Bundesregierung, daß 
die Ausgaben für die Fortbildung und Umschulung nicht 
mehr so stark steigen werden wie bisher, sieht der 
Arbeitsförderungsbericht (Tabelle 69) auch nur sehr 
mäßige Steigerungen bei den Aufwendungen für die be- 
rufliche Ausbildung, die berufliche Fortbildung und die 
berufliche Umschulung vor. 

Nach Auffassung des BRH werden die Aufwendungen 
für die Fortbildung und Umschulung wahrscheinlich stär- 
ker steigen. Einmal nehmen die durchschnittlichen „Pro- 
Kopf-Ausgaben" beim Unterhaltsgeld ständig zu. Auch 
ist ein Ansteigen der durchschnittlichen Maßnahmedauer 
festzustellen (Arbeitsförderungsbericht, Tz. 101). Vor 
allem aber ist seit einiger Zeit eine zunehmende Ver- 
lagerung von Teilzeit- auf Vollzeitmaßnahmen zu beob- 
achten; damit ist wegen der Zahlung von Unterhaltsgeld 
eine erhebliche Steigerung der Maßiiahmekosten ver- 
bünden. 
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4. Die Bundesregierung meint, daß die derzeitige Höhe des 
liquide angelegten Teiles der Rücklage die Zahlungsfähig- 
keit der BA bei normalem Konjunkturverlauf imd bei durch- 
schnittlidien Witterungsverhältnisseri sicherstellen wird {Ar- 
beitsförderungsbericht, Tz. 160). Der BRH stellt demgegen- 
über fest, daß die Rücklage entsprechend § 220 Abs. 1 AFG 
die Zahlimgsfähigkeit der BA gerade bei ungünstiger Ar- 
beitsmarktlage, also bei außergewöhnlichen Belastungen, 
sicherstellen muß. Er hat stets darauf hingewiesen - zuletzt 
in seinem Schreiben vom 8. Juni 1972 an den Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages (HHA - Drucksache VI/ 
1087) -, daß die derzeitige Höhe der Rücklage dafür weder 
tatsächlich noch nach dem Gesetz als ausreichend anzusehen 
ist; ähnliche Befürchtungen hat die Deutsche Bundesbank 
geäußert (s. Monatsbericht der Deutschen Bundesbank vom 
November 1972, S. 21 ff.). 

Nach § 220 Abs. 2 AFG sollen ehe Mittel zur Sicherstellung 
der Zahlungsfähigkeit - also der liquide Teil der Rück- 
lage - in Zeiten günstiger Arbeitsmarktlage 2 v. H. der 
Arbeitsentgelte erreichen, die der Beitragsbemessung im 
letzten Kalenderjahr zugrunde gelegen haben, jedoch in der 
Regel 50 v. H. der Gesamtrücklage nicht überschreiten. Diese 
Bestimmung ist nur aus der Finanzlage der BA bei der Ver- 
abschiedung des AFG zu erklären. Zu dieser Zeit verfügte 
die BA seit vielen Jahren über hohe licpiide Reserven; sie 
sollten auf 50 v. H. der Gesamtrücklage begrenzt werden, 
damit ein höherer Teil der Rücklage für die Unterstützung 
arbeitsmarktpolitisch bedeutsamer Vorhaben (§ 220 Abs. 1 
und 4 AFG) zur Verfügung stand. Die Vorschrift versagt 
aber, wenn die Gesamtriicklage trotz günstiger Arbeits- 
marktlage noch nicht einmal die gesetzlich vorgesehene 
Höhe des liquiden Rücfclageteils erreicht, wie es z. Z. der 
Fall ist; statt der nach § 220 Abs. 2 AFG erforderlichen 5,5 
Mrd DM liquider Rücfclagemittel betrug die Gesamtrücklage 
Ende 1972 insgesamt 4,78 Mrd DM und der liquide Teil nur 
2,5 Mrd DM, also erheblich weniger als die Hälfte seiner 
nach dem Gesetz vorgesehenen Höhe (s. Arbeitsförderungs- 
bericht, Tz. 160). Damit bewegt sich die BA hart am Rande 
einer Illiquidität; besondere Belastungen - wie z. B. ein we- 
niger milder Winter - hätten' leicht zur Insolvenz führen 
können mit der Folge, daß der Bund nach § 187 AFG hätte 
eintrdten müssen. Das geht auch daraus hervor, daß die BA 
von den genannten 2,5 Mrd DM liquider Mittel 1,7 Mrd DM 
so angelegt hatte, daß sie in den Monaten Januar bis Mai 
1973 verfügbar waren. Demnach muß die BA mit den ihr 
verbliebenen geringen licpiiden Mitteln ungewöhnlich kurz- 
fristig disponieren. 

Für 1977 erwartet die Bimdesregierung eine Gesamtrück- 
lage von 7,2 Mrd DM (Arbeitsförderungsbericht, Tabelle 69). 
Damit würde die Rücklage insgesamt ebenfalls noch nicht 
einmal die Höhe des liquiden Rücklageteiles erreichen, der 
unter Berücksichtigung der Bezugsgröße des § 220 Abs. 2 
AFG und dem von der Bundesregierung in Ansatz gebrach- 
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ten Beitragsaufkommen für 1976 allein über 8 Mrd DM aus- 
madien sollte. Bei einer soldien Finanzlage vermag der BRH 
die Erwartung der Bundesregierung nicht zu teilen, daß der 
BA dann die Förderung von arbeitsmarkt- und strukturpoli- 
tisch bedeutsamen Vorhaben im Sinne von § 220 Abs. 4 AFG 
möglich sein wird. Denn auch diese Höhe der Rücklage 
könnte in ihrer Gesamtheit allenfalls die Zahlungsfähigkeit 
der BA bei günstiger Arbeitsmarktlage gewährleisten, 
keinesfalls wäre sie aber geeignet, die Finanzierung der Lei- 
stungen der BA bei xmgünstiger Arbeitsmarktlage sicherzu- 
stellen, wie § 220 Abs. 1 AFG es fordert. 

Sollte erwogen werden, die in § 220 Abs. 2 AFG genannten 
Bezugsgrößen für die Rücklage der BA zu ändern, so käme 
immer nur eine Regelung in Betracht, durch die die Zah- 
lungsfähigkeit der BA stets - gerade auch in Zeiten einer 
ungünstigen Arbeitsmarktlage - sichergestellt wird. 

5. Der BRH teilt die Auffassung der Bundesregierung, daß 
außer der individuellen Ausbildungsförderung sowohl die 
mit dem AFG auf die BA übertragene Förderung der beruf- 
lichen Fortbildung und Umschulung als auch die bereits seit 
1927 von der BA wahrgenommene Arbeitsvermittlung und 
Berufsberatung in engem Zusammenhang mit der originären 
Aufgabe der BA, der Arbeitslosenversicherung, zu sehen 
sind (Arbeitsförderungsbericht, Tz. 168 und 169). Diese Auf- 
gaben sollten daher weiterhin in die Zuständigkeit der BA 
fallen. Allerdings ist der BRH der Ansicht, daß die BA finan- 
ziell dann auch so gestellt werden muß, daß sie künftig allen 
ihren gesetzlichen Verpflichtungen nachkommen und eine 
ausreichende Rücklage bilden kann. Das ist nach dem von 
der Bundesregierung bis 1977 geschätzten Umfang von Aus- 
gaben und Einnahmen der BA nicht gewährleistet. 
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